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Nr. 44. 
Entſchädigungen bei Dienſtreiſen während des Krieges. 


Ich beſtimme, daß in Abänderung der Ziffer I, La und b Meiner Ordre vom 20. Juli 1915 
en Perſonen des Soldatenſtandes der Marine bei Dienſtreiſen während des Krieges die baren 
luslagen für Quartier und Verpflegung vergütet werden: 
n) bei Reiſen un Inlande bis zu drei Vierteln, 
b) bei Reiſen außerhalb des Reichsgebiets bis zur vollen Höhe der regelmäßigen 
Inland⸗Tagegeldſätze. 
Dieſe Beſtimmung tritt mit dem 1. Dezember 1916 in Kraft. 


N 


Großes Hauptquartier, den 31. Januar 1917. 
1 x 


Wilhelm. 
. In Vertretung des Reichskanzlers. 


1 v. Capelle. 
An den Reichskanzler (Reichs-Marine-Amt).“ 


Berlin, den 9. Februar 1917. 
Mar; Vorſtehende Allerhöchſte Ordre bringe ich unter Bezugnahme auf die Veröffentlichung im 
Arineverordnungsblatt für 1915 Seite 246 zur Kenntnis det Marine. 


durch, sn Die zur Zeit vorliegenden Anträge auf Erhöhung der Reiſeenrſchädigungen finden hier- 
rch ihre Erledigung. 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 


€ 5 
. Il. 2062. v. Capelle. e 
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Nr. 45. 
Bekanntmachung, betreffend Beſtimmungen zur, Ausführung des Geſetzes über den 
vaterländiſchen Hilfsdienſt. Vom 30. Januar 1917. 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 19 des Geſetzes über den vaterländiſchen Hilfsdienſt vom 
5. Dezember 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1333) mit Zuſtimmung des vom Reichstag gewählten 
Ausſchuſſes folgende Verordnung erlaſſen: 

Wird das Beſchäftigungsverhältnis eines Hilfsdienſtpflichtigen durch den Arbeitgeber oder 
mit ſeiner Zuſtimmung aufgelöſt, ſo hat dieſer dem Hilfsdienſtpflichtigen hierüber eine Beſcheinigung 
(Abkehrſchein) auszuſtellen. 


§ 2. 


Erhebt ein Hilfsdienſtpflichtiger, dem der Abkehrſchein verweigert wird, nicht Beſchwerde 
gemäß SI Abi. 2 des Geſetzes bei dem Ausſchuß, jo kann er von dieſem trotzdem eine ſchriftliche 
Auskunft darüber verlangen, ob der Betrieb ſeines bisherigen Arbeitgebers oder die Organiſation, 
bei welcher er bisher beſchäftigt war, eine der im § 2 des Geſetzes bezeichneten Stellen iſt. Die Aus: 
kunft erteilt der Vorſitzende des Ausſchuſſes, ſofern er nicht hiermit eine andere Stelle betraut hat. 

Iſt die Auskunft erteilt, daß der Betrieb des bisherigen Arbeitgebers oder die Organiſation, 
bei welcher der Hilfsdienſtpflichtige zuletzt beſchäftigt war, eine der im 8 2 des Geſetzes bezeichneten 
Stellen nicht iſt, ſo darf der Hilfsdienſtpflichtige in Beſchäftigung genommen werden. 

Durch die Auskunft wird der Entſcheidung nach § 4 Abſ. 2 und § 6 des Geſetzes 
nicht vorgegriffen. 

Abſchrift der Auskunft iſt dem bisherigen Arbeitgeber und der zuſtändigen Kriegs 
amtsſtelle zu überſenden. 

5 3. 

Jeder Arbeitgeber, der ſich weigert, den von dem Hilfsdienſtpflichtigen beantragten Ab- 
kehrſchein (§ 1) auszuſtellen, iſt verpflichtet, den Hilfsdienſtpflichtigen zu Arbeitsbedingungen, die 
mindeſtens nicht ungünſtiger als die bisherigen ſind, weiterzubeſchäftigen. 


8 4. 

Der Hilfsdienſtpflichtige, der von der Beſchwerde nach 89 Abi. 2 des Geſetzes Gebrauch 
macht, hat das Beſchäftigungsverhältnis bis zur Entſcheidung über ſeine Beſchwerde fortzuſetzen. 
es ſei denn, daß ihm die Fortſetzung nach den Umſtänden des Falles nicht zugemutet werden kann. 
Hierüber entſcheidet auf Anruf durch den Arbeitgeber oder Arbeitnehmer der Vorſitzende des 
Ausſchuſſes. 

Aus dem Abkehrſcheine müſſen Name oder Firma des Arbeitgebers oder der Organiſation 
ſowie Ort, Straße und Hausnummer der Beſchäftigungsſtelle, wo der Hilfsdienſtpflichtige zuletzt 
tätig war, ſowie die Dauer der letzten Beſchäftigung erſichtlich jein. 

Der Abkehrſchein muß auf einem beſonderen, von den Arbeitspapieren des Hilfsdienſt⸗ 
pflichtigen getrennten Blatte erteilt werden. 

Bei Eingehung eines anderen Beſchäftigungsverhältniſſes hat der neue Arbeitgeber dem 
Hilfsdienſtpflichtigen den Schein abzunehmen. 

Die Beſtimmungen im Abſ. 1 bis 3 gelten auch für die Beſcheinigungen nach § 9 
Abi. 2 des Geſetzes. 

36. 

Die Beſcheinigungen nach § 9 des Geſetzes und nach 3 1 dieſer Verordnung find 

ſtempelfrei. Das gleiche gilt für die nach § 2 dieſer Verordnung erteilten Auskünfte. 


8 7. 

Das Verfahren vor der Zentralſtelle beim Kriegsamt. vor den nach § 4 Abf. 2, § 7 
Abſ. 2, § 9 Abſ. 2 des Geſetzes gebildeten Ausſchüſſen und vor den Vorfitzenden dieſer Ausſchüſſe 
iſt gebühren⸗ und ſtempelfrei. 


8 8. 

Auf die Verpflichtung zur Abgabe eines Zeugniſſes oder Gutachtens finden im Verfahren 
vor den Schlichtungsausſchüſſen die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 
8 9. 

5 Der Vorfitzende der Zentralſtelle oder eines Ausſchuſſes kann Zeugen oder Sachver⸗ 
ſtändige, die ohne genügende Entſchuldigung ſich nicht oder nicht rechtzeitig einfinden oder die ihre 
Ausſage unberechtigt verweigern, mit Geldſtrafe bis zu einhundert Mark beſtrafen. 

n Ebenſo kann er einen Beteiligten beſtrafen, der ohne genügende Entſchuldigung ſich nicht 
oder nicht rechtzeitig zu einer mündlichen Verhandlung einfindet, zu welcher ſein perſönliches Er⸗ 
ſcheinen angeordnet iſt. _ Be Be e 
5 Auf Einſpruch gegen die Feſtſetzung einer Strafe nach Abf. 1, 2 entſcheidet die Zentral- 
ſtelle oder der Ausſchuß endgültig. 

S 10. 
Die Zentralſtelle und die Ausſchüſſe find befugt, die Amtsgerichte um die eidliche Ver⸗ 
nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen zu erſuchen. 


§ 11. 
Ein Hilfsdienſtpflichtiger, der nach Empfang der beſonderen ſchriftlichen Aufforderung 
(87 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes) bei einer der im 8 2 des Geſetzes bezeichneten Stellen Be⸗ 
schäftigung erhält, hat hiervon unverzüglich dem Ausſchuß. von dem die Aufforderung ergangen 
iſt, unter Angabe des Arbeitgebers und der Art der Beſchäftigung Mitteilung zu machen. Die 
Richtigkeit dieſer Angabe hat der Arbeitgeber durch ſeine Unterſchrift zu beſtätigen. 
a Unterläßt der Hilfsdienſtpflichtige die Mitteilung, jo kann er vom Vorfigenden des Aus- 
ſchuſſes mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Mark beſtraft werden, wenn er hierauf in dem Aufforderungs⸗ 
beſcheide hingewieſen iſt. „ , 1 
Ö Dem Aufforderungsbeſcheid iſt ein zur Verſendung mit der Poſt geeigneter Vordruck 
beizufügen, der die Mitteilung der nach Abſ. 1 erforderlichen Angaben durch Ausfüllung ermöglicht. 


8 12. 
de Auf die Beitreibung und die Verwendung der nach 88 9 und 11 verhängten Geld⸗ 
ofen findet die Vorſchrift des § 12 der Bekanntmachung, betreffend Beſtimmungen zur Aus- 
jührung des Geſetzes über den vaterländiſchen Hilfsdienſt, vom 21. Dezember 1916 (Reichs 
Geſetzbl. S. 1411) Anwendung. ; 

§ 13. 
. Den Arbeitgebern und ihren Vertretern iſt unterſagt, die Arbeiter oder die nach dem 
Verſicherungsgeſetze für Angeſtellte verſicherungspflichtigen Angeſtellten ihres Betriebs in der Aus 
eg des Wahlrechts bei den nach $ 11 Abſ. 2, 3 des Geſetzes vorzunehmenden Wahlen zu 
den Arbeiterausſchüſſen oder den Angeſtelltenausſchüſſen oder in der Übernahme oder Ausübung 
er Tätigkeit als Mitglied eines ſolchen Ausſchuſſes zu beſchränken oder ſie wegen der übernahme 
oder der Art der Ausübung zu benachteiligen. 

s Arbeitgeber oder ihre Vertreter, die dagegen verſtoßen, werden mit Geldſtrafe bis zu 

dreihundert Mark oder mit Haft beſtraft. 8 

8 14. 


Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 30. Januar 1917. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Dr. Helfferich. 
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Nr. 46. 
Anweiſung über das Verfahren bei den auf Grund des Hilfsdienſtgeſetzes 
2 gebildeten Ausſchüſſen. Vom 30. Januar 1917. 


Auf Grund des 8 10 des Geſetzes über den vaterländiſchen Hilfsdienſt vom 5. Dezember 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 1333) wird folgendes beſtimmt: 


1. 


In 


Zuſtändig iſt: 

1. im Falle des § 4 Abf. 2 des Geſetzes der Ausſchuß (Feſtſtellungsausſchuß), in deſſen 
Bezirk der Beruf ausgeübt wird oder die Organiſation oder der Betrieb oder Zweig 
ſtellen derſelben ihren Sitz haben; 

2. im Falle des § 7 Abſ. 2 des Geſetzes der Ausſchuß (Einberufungsausſchuß), in 

deſſen Bezirk der Hilfsdienſtpflichtige ſeinen Wohnſitz hat oder ſich aufhält; 

3. im Falle des § 9 Abſ. 2 des Geſetzes der Ausſchuß (Schlichtungsausſchuß), in deſſen 

Bezirk das Unternehmen liegt, bei dem der Hilfsdienſtpflichtige die der Beſchwerde 
zugrunde liegende Beſchäftigung ausübt oder ausgeübt hat, und, wenn dieſe Be- 
ſchäftigung an einem Orte außerhalb des Bezirkes ſtattfindet oder ſtattgefunden hat, 
auch der Ausſchuß, in deſſen Bezirk dieſer Ort liegt. 

Kommen Orte außerhalb des Deutſchen Reichs in Frage, ſo kann der Vorſitzende der 
Zentralſtelle den zuſtändigen Ausſchuß beſtimmen. 

8 2. 

Iſt eine Zuſtändigkeit nach den Vorſchriften des § 1 nicht gegeben, ſo beſtimmt der 
Vorſitzende der Zentralſtelle den zuſtändigen Ausſchuß. 

Erachtet der Vorſitzende des angegangenen Ausſchuſſes dieſen für unzuſtändig, jo hat er 
die Sache dem von ihm für zuſtändig erachteten Ausſchuß zu überweiſen. Hält der Vorſitzende 
dieſes Ausſchuſſes ihn gleichfalls für unzuſtändig, ſo beſtimmt der Vorſitzende der Zentralſtelle den 
zuſtändigen Ausſchuß. 

8 4. 

Werden mehrere an ſich zuſtändige Ausſchüſſe mit derſelben Angelegenheit befaßt, und 
wird eine Einigung über die weitere Behandlung unter ihnen nicht erzielt, ſo beſtimmt der Vor⸗ 
ſitzende der Zentralſtelle den zuſtändigen Ausſchuß. 


Entſcheidungen und Anordnungen ſind nicht aus dem Grunde unwirkſam, weil fie von 
einem örtlich unzuſtändigen Ausſchuß ergangen ſind. 
8 6. 

Die Mitglieder der Ausſchüſſe und der Zentralſtelle werden vor der erſtmaligen Aus— 
übung ihres Amtes vom Vorſitzenden durch Handſchlag zur unparteiiſchen und gewiſſenhaften 
Führung ihres Amtes und zur Verſchwiegenheit (8 9 Abſ. 1 der Bekanntmachung, betreffend 
Beſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes über den vaterländiſchen Hilfsdienſt, vom 21. De⸗ 
zember 1916 — Reichs ⸗Geſetzbl. S. 1411 —) verpflichtet. 


8 7. 

Vorſitzende und Mitglieder der Ausſchüſſe können wegen Beſorgnis der Befangenheit 

abgelehnt werden, wenn Tatſachen vorliegen, die Mißtrauen gegen ihre Unparteilichkeit rechtfertigen. 

Der Antrag iſt ohne weiteres zurückzuweiſen, wenn er offenſichtlich zum Zwecke der Wer- 
ſchleppung geſtellt wird. 

Andernfalls entſcheidet über die Ablehnung der Ausſchuß nach Anhörung des Abgelehnten, 

der an der Entſcheidung nicht teilnimmt. Bei Stimmengleichheit iſt ſein Stellvertreter zuzuziehen. 
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8 8. 


Zuſtellungen von Anordnungen nach 8 7 Abſ. 2 und 3 des Geſetzes und von Entſchei⸗ 
dungen erfolgen durch eingeſchriebenen Brief oder gegen Behändigungsſchein. 


8 9. 
Die Zuſtellung für einen Unteroffizier oder einen Gemeinen des aktiven Heeres oder der 
aktiven Marine erfolgt an den Chef der zunächſt vorgeſetzten Kommandobehörde. 


8 10. 

Eine außerhalb des Deutſchen Reichs zu bewirkende Zuſtellung erfolgt durch Vermittlung 
des Kriegsamts. 

j § 11. 

Zuſtellungen an Perſonen, die zu einem mobilen Truppenteil oder zur Beſatzung eines 
in Dienſt geſtellten Kriegsfahrzeugs gehören, können mittels Erſuchen der vorgeſetzten Kommando⸗ 
behörde erfolgen. 

$ 12. 


8 Der Vorſitzende bereitet das Verfahren ſoweit vor, als es erforderlich iſt, um dem Aus- 
ſchuß oder der Zentralſtelle eine ſchleunige Entſcheidung zu ermöglichen. Er kann Ermittlungen 
jeder Art anſtellen, insbeſondere amtliche Auskünfte, ſchriftliche Erklärungen und Sachverſtändigen⸗ 
gutachten einholen; die Vorlegung von Geſchäftsbüchern und ſonſtigen Urkunden anordnen; Be⸗ 
teiligte, Zeugen und Sachverſtändige vor den Ausſchuß oder die Zentralſtelle laden oder durch 
erſuchte Behörden uneidlich vernehmen laſſen. Ir 5 . 
Der Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes hat Beſchwerden, abgeſehen von den Fällen 
des § 31 Abſ. 2, innerhalb einer Woche nach ihrer Anhängigmachung vor den Ausſchuß zu 
bringen, wenn nicht vorher eine Verſtändigung erfolgt oder die Beſchwerde zurückgezogen wird. 


§ 13. 

Hält der Ausſchuß oder die Zentralſtelle die Sache auf Grund der vorhandenen Unter⸗ 
lagen nicht für ſpruchreif, ſo beſchließen ſie, welche der im § 12 bezeichneten Maßnahmen noch 
getroffen werden ſollen. 

8 14. 

Die Entſcheidungen der Ausſchüſſe oder der Zentralſtelle können ohne mündliche Ver⸗ 
handlung erfolgen. . 

5 Im Verfahren bei den Schlichtungsausſchüſſen ſoll die mündliche Verhandlung die Regel 
bilden. Der Abkehrſchein darf nur erteilt werden, nachdem dem Arbeitgeber von der Beſchwerde 
Kenntnis gegeben iſt. . 

Hat der Vorſitzende von der Anberaumung einer mündlichen Verhandlung Abſtand ge- 
nommen, ſo kann der Ausſchuß oder die Zentralſtelle mit Zweidrittelmehrheit beſchließen, daß 
mündliche Verhandlung ſtattzufinden hat. 

8 15. 


Iſt mündliche Verhandlung angeordnet, ſo kann die Entſcheidung auch beim Ausbleiben 
der zur Verhandlung Geladenen ergehen. 8 16 


Die Verhandlungen vor den Feſtſtellungs⸗ und den Einberufungsausſchüſſen und vor 
der Zentralſtelle ſind nicht öffentlich. f 
Die Verhandlungen vor den Schlichtungsausſchüſſen find öffentlich, ſofern nicht der 
Ausſchuß beſchließt, daß die Offentlichkeit wegen wichtiger Gründe ausgeſchloſſen wird. Das 
Ofie dam kann im Intereſſe der Landesverteidigung für einzelne Bezirke den Ausſchluß der 
fentlichkeit allgemein anordnen. . g 
Der Vorſitzende kann in allen Fällen einzelnen Perſonen den Zutritt zur Verhandlung 


§ 17. 
Die Ausſchüſſe und die Zentralſtelle ſind befugt, Zeugen und Sachverſtändige uneidlich 
zu vernehmen. 


geſtatten. 
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, Erſcheint die 1 8 5 zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Ausſage erforderlich, 
ſo iſt das Amtsgericht um die eidliche Vernehmung zu erſuchen. 


8 18. 

. Darüber, ob ein Zeuge oder Sachverſtändiger die Ausfage oder das Gutachten zu ver- 
een, berechtigt iſt, entſcheidet in dem Wagen bei den Feſtſtellungs⸗ und Einberufungs- 
ausfchüſſen und bei der Zentralſtelle der Ausſchuß oder die Zentralſtelle nach den Umſtänden des 
Falles, wobei insbeſondere auf nahe verwandtſchaftliche Beziehungen ſowie auf ein an der zu 
treffenden Entſcheidung beſtehendes Intereſſe des Zeugen oder Sachverſtändigen Rückſicht zu 
nehmen iſt. Für das Verfahren bei den Schlichtungsausſchüſſen gilt die Vorſchrift des $ 8 der 
Bekanntmachung, betreffend Beſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes über den vaterländiſchen 
Hilfsdienſt, vom 30. Januar 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 85). 


8 19. 

Die 1 0 der Zeugen und Sachverſtändigen geſchieht unter Hinweis auf die Folgen 
des Ausbleibens (8 9 der Bekanntmachung, betreffend Beſtimmungen zur Ausführung des Geſehes 
über den vaterländiſchen Hilfsdienſt, vom 30. Januar 1917 — Reichs⸗Geſezbl. S. 85 —). 

Die Ladung einer dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörenden Perſon des 
Soldatenſtandes erfolgt durch Erſuchen der Militärbehörde. 


S 20. 
Auf die Ablehnung von Sachverſtändigen findet die Vorſchrift des S 7 entſprechende 
Anwendung. 
8 2. 


Die Zeugen und Sachverſtändigen erhalten Gebühren nach der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverſtändige (Reichs⸗Geſetzbl. 1898 S. 689 und 1914 S. 214). 


8 22. 

5 Beteiligte können ſich in jeder Lage des Verfahrens eines Beiſtandes und, ſofern nicht 
ihr perſönliches Erſcheinen angeordnet iſt, eines mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Vertreters 
bedienen. Beiſtände und Vertreter können durch Beſchluß des Ausſchuſſes zurückgewieſen werden, 
wenn ſie das Verfahren durch unſachliches Verhalten übermäßig erſchweren. 


8 233. 
Das perſönliche Erſcheinen der Beteiligten kann angeordnet werden. Auf ihre Ladung 
findet $ 19 Anwendung. 
8 24. 
Wieweit über Verhandlungen, insbeſondere über Ausſagen von Beteiligten, Zeugen und 
Sachverſtändigen eine Niederſchrift aufzunehmen iſt, beſtimmt der Ausſchuß oder die Zentralſtelle. 
. 8 25. 
Die ſchriftlich abzufaſſenden, vom Borfigenden zu vollziehenden Entſcheidungen des Aus- 
ſchuſſes oder der Zentralſtelle nach § 4 Abſ. 2,8 6 und § 7 Abſ. 4 des Geſetzes müſſen enthalten: 
1. die Bezeichnung des Ausſchuſſes, 
2. die Namen des Vorſitzenden und der bei der Entſcheidung mitwirkenden Mitglieder, 
3. eine kurze Sachdarſtellung und Begründung. Von der Sachdarſtellung und Be⸗ 
gründung kann abgeſehen werden, wenn der Antragſteller oder der Beſchwerdeführer 
Bierauffnergichtet R R 
Nicht in der mündlichen Verhandlung verkündete Entſcheidungen find dem Anrragſteller 
und nach dem Ermeſſen des all) oder der Zentralſtelle auch anderen Beteiligten zuzuſtellen. 
Entſcheidungen von grundſätzlicher Bedeutung ſind dem 1 mitzuteilen. . 
Die Entſcheidungen über Beſchwerden nach § 9 Abſ. 2 des Geſetzes werden, ſoweit ſie 
auf mündliche Verhandlung ergehen, im Termin öffentlich verkündet. Schriftliche Abfaſſung nach 
Maßgabe des Abſ. 1 findet nur ſtatt, wenn fie von einem Beteiligten beantragt wird oder der 
Ausſchuß ſie für erforderlich erachtet. 
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8 206. ö 
Beſchwerden nach 8 6 und 8 7 Abſ. 4 des Geſetzes ſind jchriftlich bei dem Ausſchuß 
anzubringen, deſſen Entſcheidung angefochten wird. Der Ausſchuß it, erforderlichenfalls nach 
Anſtellung weiterer Ermittlungen, befugt, der Beſchwerde abzuhelfen. 
§ 27. 
Die Feſtſtellungsausſchüſſe werden auf Veranlaſſung des Kriegsamts oder auf ſchrift⸗ 
lichen Antrag eines Beteiligten tätig. Beteiligt iſt, wer an der vom Ausſchuß zu treffenden Feſt⸗ 
ſtellung ein unmittelbares berechtigtes Intereſſe hat. 


8 28. 
Die Beſchwerde ſteht im Falle des 8 6 Satz 1 des Geſetzes dem Antragſteller, dem 


Berufsausübenden, dem Betriebsinhaber oder der Organiſation und, wenn er es im öffentlichen 
Intereſſe für erforderlich erachtet, auch dem Vorfizenden des Ausſchuſſes zu. 


Einberufungs- und Schlichtungsausſchüſſe find an die für ihren Bezirk ergangenen Ent- 
scheidungen der Feſtſtellungsausſchüſſe und der Zentralſtelle gebunden. 
S 30. 

Gibt ein Hilfsdienſtpflichtiger, ohne durch eine beſondere Aufforderung des Einberufungs⸗ 
ausſchuſſes herangezogen zu fein, ſeine Beſchäftigung unter Nichtachtung entgegenſtehender Vertrags- 
edingungen auf, um in den vaterländiſchen Hilfsdienſt einzutreten, ſo kann fein bisheriger 
Arbeitgeber den Vorſitzenden des e e en ee ee behufs Aufrechterhaltung 
des Beſchäftigungsverhältniſſes um ſeine Vermittlung angehen. 


8 31. 

Gegen die beſondere ſchriftliche Aufforderung können der Hilfsdienſtpflichtige oder fein 
bisheriger Arbeitgeber bei dem Ausſchuß, von dem die Aufforderung ergangen iſt, Vorſtellung erheben. 

Die Aufforderung iſt zurückzunehmen, wenn die Auflöſung des bisherigen Beſchäftigungs⸗ 
verhältniſſes einen übermäßigen Schaden bereiten würde, ſofern nicht die Bedürfniſſe des Hilfs⸗ 
dienſtes überwiegen. Unter der gleichen Vorausſetzung kann die Friſt aus § 7 Abs. 3 des Geſetzes 
verlängert werden. Der Vorſitzende des Ausſchuſſes iſt in dieſem Falle berechtigt, einen Vor⸗ 
defcheid zu erlaſſen. Gegen dieſen Vorbeſcheid kann die Entſcheidung des Ausſchuſſes angerufen 
werden, worauf im Vorbeſcheide hinzuweiſen iſt. 


8 32. 
5 Gegen die überweiſung ſteht die Beſchwerde ſowohl dem Hilfsdienſtpflichtigen als auch 
ſeinem letzten Arbeitgeber zu. 
8 33. 
Im Verfahren vor den Schlichtungsausſchüſſen ſind Beteiligte mir der Beſchwerdeführer 
und der Arbeitgeber, gegen den die Beſchwerde ſich richtet. 


§ 31. 


Erachtet der Schlichtungsausſchuß eine Beſcheinigung nach § 9 Abſ. 1 des Geſetzes 
(Abkehrſchein) nicht für erforderlich, weil die bisherige Beſchäftigung des Beſchwerdeführers nicht 
unter § 2 des Geſetzes fiel, ſo ſtellt er hierüber eine Beſcheinigung aus (Befreiungsſchein). 

Dieſe Beſcheinigung kann auch vom Vorſitzenden des Ausſchuſſes ſofort nach Eingang 
der Beſchwerde ausgeſtellt werden. Eine Anrufung des Ausſchuſſes findet hiergegen nicht ſtatt. 


S 35. 
125 Bei zurückgeſtellten Wehrpflichtigen hat der Schlichtungsausſchuß auf Verlangen der 
Militärbehörde auch in den Fällen, die nicht bereits auf Grund des § 9 Abſ. 2 des Geſetzes vor 
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den Ausſchuß gebracht find, feſtzuſtellen, welche Gründe zu der Auflöſung des Beſchäftigungsver⸗ 
hältniſſes gerührt haben. 1 { : j , 
„Dabei kann der Ausſchuß vorſchlagen, den Wehrpflichtigen einem anderen Betriebe 

zu überweiſen. j ö 2 re 

§ 36. 
Dieſe Anweiſung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 30. Januar 1917. 

Tas Kriegsamt 
Groener. 


Berlin, den 9. Februar 1917. 


Vorſtehende Bekanntmachungen (Reichs⸗Geſetzblatt 1917 Seite 85—92) werden hiermit 
im Anſchluß an das unter Nr. 285 (Seite 312—316) im Marineverordnungsblatt für 1916 
bekanntgegebene Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt vom 5. Dezember 1916 zur Kenntnis 
der Marine gebracht. 
Der Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts. 


Im Auftrage. 
F. III. 5050. Erler. 


Nr. 47. 
Familienunterſtützungen. 
Berlin, den 3. Februar 1917. 
i 5 2 101 11. Februar 1888 
N 2 2 des zes x 
Zu § 11 Abſatz 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 
beſtimmt: 

Die für die Unterſuchung wegen Fahnenflucht oder für die Strafvollſtreckung zuſtändigen 
Gerichtsherren haben die vorgeſchriebene Benachrichtigung der für den Wohnort der Euberufenn 
zuftändigen Kommiſſionen (Landrat oder Magiſtrat) durch die Marineteile unter Mitteilung der 
Unterlage dafür an dieſe ſofort zu veranlaſſen, wenn im Abweſenheitsverfahren ein hinreichender 
Verdacht der Fahnenflucht vorliegt, oder ein Urteil über eine höhere Strafe als ſechs Monate Ge⸗ 
fängnis vollſtreckt wird, und zwar auch dann, wenn die ausgeſetzt oder unterbrochen geweſene Straf⸗ 
vollſtreckung wieder aufgenommen wird. Die vom Gerichtsherrn im einzelnen Falle angegangenen 
Marineteile ſind zur ſchleunigen Benachrichtigung gemäß § 11 Abſatz 2 a. a. O. verpflichtet. 
e oder Verzögerung der Benachrichtigung ziehen unter Umſtänden Schadenerſatzanſprüche 
nach ſich. \ Bi 


„betreffend Familienunterſtützungen, wird 


8 Der Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts. 
In Vertretung. 
A. Ia. 1010. Hebbinghaus— 
Nr. 48. 


Urlaubserteilung an Offiziere. 
Berlin, den 3. Februar 1917. 
Seine Majeſtät der Kaiſer und König haben zu genehmigen geruht, daß zur Verminderung des 
Schreibwerks und zur Vereinfachung der Geſuchsliſten die Immediatbefehlshaber der Marine 


Urlaub zur Wiederherſtellung der Geſundheit bis zu ſechs ſtatt bis zu anderthalb bzw. 
drei Monaten erteilen dürfen, wenn der Urlaub von ſolchen Offizieren im Korvettenkapitänsrang, 
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die ſich nicht in Stellungen mit der Urlaubsbefugnis gemäß Organiſatoriſche Beſtimmungen für die 
Kaiſerliche Marine, Anlage 29 8 4,+ bzw. in einer Regimentskommandeurſtellung befinden, oder 
von Offizieren im Kapitänleutnants⸗, Oberleumants⸗ und Leutnantsrang nachgeſucht wird. 
. An den für das Sanitätsoffizierkorps erlaſſenen Sonderbeſtimmungen wird hierdurch 
nichts geändert. a ‚ i 
Der Staatsſekretär des Reichs-Marine⸗Amts. * 

In Vertretung. 

A. Ib. 1387. Hebbinghaus. 


Nr. 49. 
Ausnutzung der Eiſenbahnwagen. 
Berlin, den 31. Januar 1917. 


Die Verfügung vom 25. Februar 1916 — CV. II. 2588 (Marineverordnungsblatt Seite 40) 
wird in Erinnerung gebracht. Bei der Knappheit der Wagen ſind ſie nicht nur bis zum Lade⸗ 
gewicht, ſondern ſoweit die Beſchaffenheit des Gutes es zuläßt, bis zur angeſchriebenen Trag- 
fähigkeit zu belaſten. 
Der Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts. 
In Vertretung. 
CV. II. 1454. Dr. Schramm. 


Nr. 50. 
Portofreiheit für Feldpoſtbriefe nach Bulgarien. 
Berlin, den 8. Februar 1917. 
In Zukunft werden alle nicht oder nicht ausreichend freigemachten Feldpoſtbriefe bis zum Gewicht 
von 50 g, die von den in Deutſchland ſich aufhaltenden oder deutſchen Truppen zugeteilten 
bulgariſchen Heeres: und Marineangehörigen — auch von den nach Deutſchland be⸗ 
urlaubten oder in deutſchen Bädern uſw. zur Kur befindlichen bulgariſchen Militärperſonen — 
nach Bulgarien aufgeliefert werden, ſowie die gleichartigen Feldpoftbriefe der deutſchen Heeres⸗ 
oder Marineangehörigen an ihre in Bulgarien anfäffigen Familienmitglieder portofrei nach 
Bulgarien weitergeleitet. Dies iſt den Marineangehörigen bekanntzugeben. 
Der Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts. 

In Vertretung. 

CV. II. 1928. Dr. Schramm. 


Nr. 51. 
Bezeichnung der neuen Beſoldungsarten. 
Berlin, den 9. Februar 1917. 


In allen Gebührnisangelegenheiten (Überweiſungsliſten, Gehaltsbüchern, Beſoldungsrapporten u. dgl.) 
it künftig bei ſolchen Offizieren uſw., bei denen nach der Allerhöchſten Ordre vom 18. Januar 
917 (Marineverordnungsblatt Seite 21 Nr. 26) zwei Arten von Beſoldung in Frage kommen 
können, die maßgebende Beſoldungsart in Klammern anzugeben. Empfänger der höheren (bis⸗ 


50 a 


herigen) Gebührniſſe find mit (1). Empfänger der niedrigeren (neuen) Gebührniſſe mit (II) zu 
bezeichnen. 
Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amis. 


In Vertretung. 
CV. III. 2161. Dr. Schramm. 


Nr. 52. 
Feldpoſtadreſſen. 


Kriegsminiſterium. ; N — 
Nr. 11 nn 4 3. Berlin, den 16. Januar 1917. 


Am 15. Februar 1917 treten folgende Beſtimmungen über die Adreſſierung von Feld⸗ 
poſtſendungen jeder Art in Kraft: 


1. 1. In den Aufſchriften ſind verboten alle Angaben über Kriegsſchauplätze, Zugehörigkeit 
zu Armeen, Armeegruppen oder Armeeabteilungen, Armeekorps, Diviſionen und Brigaden: 
die Angabe eines höheren Stabes darf nur bei den Adreſſen von Angehörigen dieier 
Stäbe erfolgen (ſ. unter 30). 


2. Die Feldpoſtadreſſen dürfen nur die Bezeichnung des Truppenteils bis zum Regiment 
aufwärts enthalten, alſo entweder: 
a) Regiment, Bataillon (Abteilung), Kompagnie (Batterie, Eskadron) oder 
b) ſelbſtändiges Bataillon (Abteilung) und Kompagnie (Batterie, Eskadron) oder 
0) die dienſtliche Bezeichnung beſonderer Formationen (höhere Stäbe, Kolonnen, Flieger, 
Funker uſw.). 


3. a) Bei Truppenteilen, die einem Regimentsverband angehören, darf außer 
der Angabe von Regiment, Bataillon (Abteilung), Kompagnie (Batterie, Eskadron) 
nichts hinzugeſetzt werden (auch nicht die Feldpoſt⸗Rummer). 

Bei Truppenteilen, die keinem Regimentsverband angehören (jelbftändige 
Bataillone, höhere Stäbe [Ausnahmen ſ. unter Ze], Kolonnen, Flieger Funker uw.) 
iſt als Feldpoſtadreſſe die dienſtliche Bezeichnung der betreffenden Formation er⸗ 
forderlich, jedoch mit dem Zuſatz: „Deutſche Feldpoſt Nr. „; die Nummer 
der zuſtändigen Feldpoſtanſtalt iſt von dieſer zu erfragen. 

Bei Angehörigen der Stäbe von Armeekorps (Generalkommandos) ſowie von Diviſionen 
und Brigaden muß die Feldpoſtnummer in der Adreſſe fortbleiben. 


h 


0 


1. Alle Feldpoſtämter und Feldpoſterpedirionen werden für die Folge mit „Deutſche Feldpoſt“ 
und einer Nummer bezeichnet. 


u 


Die Feldpoſtadreſſen haben hiernach zum Beiſpiel zu lauten: 


a) ohne Angabe einer Feldpoſtnummer (ſ. unter Za), da im Regimentsverband: 
9 9 


Unteroffizier Friedrich Müller 


Infanterie⸗Regiment 91 
Bataillon 
3. Kompagnie. 
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b) mit Angabe einer Feldpoſtnummer (f. unter 2b), da nicht im Regimentsverband: 


Jäger Auguſt Meyer 


Jäger⸗Bataillou 3 
2. Kompagnie 
Deutſche Feldpoſt Nr. 163. 


e) mit Angabe einer Feldpoſtnummer (. unter 3b), da beſondere Formation und nicht 
im Regimentsverband: 


Trainſoldat Otto Schulz 


Reſerve⸗Fuhrpark⸗Kolonne Nr. 190 
Deutſche Feldpoſt Nr. 180. 


II. Die Bekanntgabe der neuen Feldpoſtadreſſen nach der Heimat erfolgt durch die 
Truppenangehörigen. 

Hierzu haben alle Formationen des Feld und Beſatzungsheeres von der nächſten Poſt⸗ 
anſtalt Poſtkarten anzufordern, die mit dem Aufdruck oder der deutlichen Niederſchrift der 
neuen Adreſſen zu verſehen und ſo rechtzeitig den Angehörigen zuzuſenden ſind, daß dieſe bis 
zum 15. Februar 1917 im Beſitz der neuen Adreſſe ſind. Die Angabe der Formation muß 
einfach, klar, der dienſtlichen Bezeichnung entſprechend und ohne entſtellende Abkürzungen ſein. 
Die zuſtändige Feldpoſtanſtalt it bei N der Adreſſe zu beteiligen. Die Aufnahme 
eines Hinweiſes iſt notwendig, daß die neue Feldpoſtadreſſe erſt am 1. Februar 1917 in 
Kraft tritt. Die Truppenteile überwachen die Ausführung vorſtehender Beſtimmungen und 
die rechtzeitige Auflieferung der Karten. 


Außerdem wird auf folgendes hingewieſen: 

1. Bei Anderung der Adreſſen müſſen die Angehörigen jedesmal erneut verftändigt werden. 

2. Die Truppenteile haben ihren Übertritt in einen anderen Verband der bisherigen und 
der neuen Feldpoſtanſtalt ſofort ſchriftlich (nicht telegraphiſch) mitzuteilen. 


v. Stein. 


Berlin, den 10. Februar 1917. 


Vorſtehende Beſtimmungen werden zur gleichmäßigen Beachtung zur Kenntnis der 
Marine gebracht. 

Poſtſendungen dienſtlicher Natur an die deutſchen Marinekommandos auf dem Balkan 
und in Rumänien find entweder durch Vermittelung des Marinepoſtbureaus Berlin O 2 oder durch 
die Feldpoſt zu befördern. In letzterem Falle iſt in der Adreſſe die betreffende Feldpoſtſtation 
anzugeben (ſiehe Feldpoſterlaß Nr. 320). 


Eine Frankierung derartiger Sendungen hat nicht ſtattzufinden. In der Adreſſierung 
der Feldpoſtſendungen an Marineangehörige auf „Schiffen“ tritt keine Anderung ein. 
Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 


In Vertretung. 
CV. II. 1461. Dr. Schramm. 


Nr. 53. 


Sammlung von Erinnerungsſtücken. 


Berlin, den 10. Februar 1917. 


Alle in dem Bereich der Kaiſerlichen Marine als Kriegserinnerungsſtücke in Frage kommenden 
Gegenſtände ſind, ſoweit dies noch nicht geſchehen, ſorgfältig zu ſammeln und aufzubewahren, 
ſowie während der Dauer des Krieges laufend zu ergänzen. Insbeſondere kommen hierfür in 
Frage Gegenſtände von im Gefecht geweſenen Schiffen, die während desſelben beſchädigt ſind und 
Überbleibſel von in Verluſt geratenen Schiffen uſw. 


Als Sammelſtellen werden dieſelben Behörden beſtimmt, denen mit Verfügung vom 
19. Oktober 1916 (Marineverordnungsblatt 1916 Nr. 234 Seite 272/273) das Sammeln der 
Funde und Beuteſtücke übertragen iſt. Die Erinnerungsſtücke ſind buchmäßig nachzuweiſen. 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine-Amts. 


In Vertretung. 
J. 36. Boy⸗Ed. 


Nr. 54. 
Offiziergehälter. 
Berlin, den 31. Januar 1917. 


I. Es beziehen die Gebührniſſe ihres Dienſtgrades: 
(A. K. O. v. 24. 4. 1916, 13. 7. 1916, 16. 9. 1916, 13. 1. 1917, 27. 1. 1917). 


Zeitpunkt 


des Einrückens 


Lfd. 


Nr. Dienſtgrad Name Bemerkungen. 


1 Kapitän zur See | Soffner”) | ) Über den Friedens: 
2 . - Myſing 1.2.17 etat des Kapitels 51. 
3 | Fregattenkapitän | v. Hippel (wilhelm l 

4 - Nerger Karl Anauft) 

5 Korvettenkapitän | Gautier „11.17 

6 . Peucer \ 

7 Schneider (Karl, 1.2 17 

3 Meuſel (Ernſt, N 

9 E Lühmann 


& h 
N. Dienftgrad Name N . Bemerkungen. 
10 | Kapitänleutnant x 
I. Klaſſe] Stabbert 1.1.17 Die 1 der 
11 5 Zimmermann (Robert) } e a 
2 5 5 r Robert 8 erfolgt ledig⸗ 
15 2 11 75 ter Fe zur Weiterfilßeung 
ae te „ ae de 
15 Kapitänleutnant . 1.2. 17 während des Krieges 
11. Klaſſe] v. Arnim Gernd) leinen Einfluß. 0 
16 - Schulte Rudolf, 
17 - Lückhoff 
18 - Carls 
19 ma 1 5 | 
III. Klaſſe] Pace 5 
20 e ee | 1.1.17 
21 E Hankow 
22 Marſchall 
25 E Schulz Gerhard) 1. 2. 17 
24 - Amberger Guſtav) | ge 
25 - Wolff (Eberhard) | 
26 Major v. Kalinowski \ 1. 1.17 
27 Hauptmann Thoenniſſen 1. 
28 Marine Oberchef⸗ . 
ingenieur] Klimpt 
29 | Marine-Chef⸗ 2 
ingenieur [Altenfeld 
30 Marine⸗Oberſtabs⸗ 1.2.17 
ingenieur [Schultz Kar) 8 
31 Marine-Stabs⸗ 
ingenieur | Dreyforn 
32 Marinec-Ober⸗ 
ingenieur] Thienemann 


II. Der durch Allerhöchſte Kabinetts⸗Ordre vom 13. Januar 1917 im aktiven See⸗ 


offizierkorps mit einem Patent feines Dienſtgrades vom 19. September 1914 unmittelbar hinter 
dem Oberleumant zur See Brodtreiß wieder angeſtellte Oberleutnant zur See Hoffmann Martin) 
erhält ein Beſoldungsdienſtalter vom 1. April 1909. 

III. Die durch Allerhöchſte Kabinetts⸗Ordre vom 13. Januar 1917 unter Vorbehalt der 
Patentierung zum Dienſtgrad beförderten Leutnants zur See des Jahrgangs 1914 Engelbert, 
Falkenroth, Brandt (Richard), Becker (Auauſ), Jacob, Kiderlen, Kuntze Eberhard), May- 
dorn Oietrie), Pollack, Potz, Schimpf, Schönermark, Szyskowitz, Kortmann, Hoff- 
mann Fritz, Meendſen⸗Bohlken, Raben, Vonberg, Weſterkamp, Zoepffel und Sander 
und die Leutnants der Marineinfanterie Martin, Schütze, Bödecker und Gröſche beziehen 
das Gehalt der niedrigſten Stufe ihres Dienſtgrades vom 1. Januar 1917 ab. 

Die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters erfolgt ſpäter. 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
Im Auftrage. 


A. Ic. 1308. Hollweg. 
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Nr. 55. 
Torpederofftziergehälter. 


Berlin, den 2. Februar 1917. 
Es beziehen die Gebührniſſe ihres Dienftgrades: 


(A. K. O. v. 18. 1. 1917.) 


Lfd. z u Zeitpunft des | „, . 
Rr. Dienſtgrad Name Einrückens Station 


Torpeder⸗Kapitän⸗ \ 
leutnant 1.1.17 
. Schmidt J 0 


Schulz 0 


1 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Aimts. 


Im Auftrage. 
B. Va. 237. Schuur. 


Nr. 56. 
Gewährleiſtung von Anwartſchaften im Sinne der $$ 11 und 9 des Verficherungs⸗ 
geſetzes für Angeſtellte. 
Auf Grund des § t in Verbindung mit 8 9 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte wird 
hierdurch beſtimmt: 

Bei denjenigen ehemaligen Militärperſonen der Unterklaſſen, welche Anſpruch auf Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe aus Fonds der im Reichshaushaltsetat aufgeführten Heeresverwaltungen haben 
und welchen lediglich nach § 12 Abſatz 2 Nr. 2 des Militär⸗Hinterbliebenengeſetzes vom 17. Mai 
1907 (Reichs⸗Geſetzblatt S. 214) die Anwartſchaft auf . zuſteht, iſt die 
Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge im Sinne des § 9 Abſatz 1 des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte nicht als gewährleiſtet anzuſehen. 


Berlin, den 13. Januar 1917. 
Der Reichskanzler. 


. Im Auftrage. 
II. 7709. Caspar. 


Berlin, den 7. Februar 1917. 
Vorftehender Erlaß wird zur Kenntnis der Marine gebracht. 
Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 


Im Auftrage. 
B. VII b. 1692. Harms. 
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Vorſitzender und Vertreter in den Schlichtungsausſchüſſen. 
Berlin, den 10. Februar 1917. 


Gemäß § 9 2. Abf. des Geſetzes für den vaterländiſchen Hilfsdienſt find für die induſtriellen 
Betriebe der Marineverwaltung im Bereich der Nordſeeſtation und der Oſtſeeſtation (außer Werft 
Danzig und deren Geſchäftsbereich) zwei Ausſchüſſe gebildet worden, zu deren Vorſitzenden und 
ſtändigen Mitgliedern nachſtehende Perſonen ernannt worden ſind: 


B. VII b.! 


Für den Bereich der Nordſeeſtation mit Sitz Wilhelmshaven: 
Vorſitzender: Kontreadmiral z. D. Weſtphal. 
Stellvertreter: Kapitän zur See z. D. Koch (Richard). 
1. ſtändiger Vertreter der Arbeitgeber: Marine-Oberbaurat Preße. 
Stellvertreter: Marine-Oberbaurat Eickenrodt. j 
>, ſtändiger Vertreter der Arbeitgeber: Hilfs⸗Marine⸗Intendanturrat Luther. 
Stellvertreter: Marine-Intendantur-Aſſeſſor Rinkefeil. 
l. ſtändiger Vertreter der Arbeitnehmer: Schloſſer R. Heiſe. 
Stellvertreter: Schloſſer R. Nieter. 
2. ſtändiger Vertreter der Arbeitnehmer: Schloſſer Vorarbeiter Fr. Kloſe. 
Stellvertreter: Schloſſer-Vorarbeiter Joh. Welſcheid. 
Für den Vereich der Oſtſeeſtation (außer Danzig) mit Sitz Kiel: 

Vorſitzender: Kontreadmiral z. D. Weſtphal. 
Stellvertreter: Korvettenkapitän Hape. 
1. ſtändiger Vertreter der Arbeitgeber: Marine Baurat Wieſinger. 
Stellvertreter: Marine-Baurat Gerlach. 
2. ſtändiger Vertreter der Arbeitgeber: Hilfs-Marine-Intendantur-Aſſeſſor 

5 Dr. Stahmer. 
Stellvertreter: Marine-Intendanturrat Judenfeind-Hülße. 
1. ſtändiger Vertreter der Arbeitnehmer: Schiffszimmermann Karl Bindemann 

110). 

Stellvertreter: Former-Vorarbeiter Karl Specker (14868). u) 
2. ſtändiger Vertreter der Arbeitnehmer: Heinr. Meyer (11409). 
Stellvertreter: Maſchinenarbeiter Kurt Grün (15019). : 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
Im Auftrage. 
3872. Harms. 


Nr. 58. 


Friedensbeſoldungsvorſchrift. 
Berlin, den 30. Januar 1917. 
1. Anlage 1 lfd. Nr. 126 (S. 219) einſchließlich Bemerkung hierzu erhält in den 


Spalten 2 und 4 folgenden Wortlaut: 


c) Die 175 men der LM bei Bemerkung zu 12e. 

der Verwaltung des Bootsmanns-, Steuer⸗ Schiff 

manns⸗, Zimmermanns-, Torpedo⸗ (einſchließ⸗ detail die ln 9e für di Ber. 
lich Sprengdienſtausrüſtung und Minenräum⸗ waltung der Spren dienſtaus⸗ 
gerät), Minen- und Artillerieinventars komman⸗ rüſtun eh des Po eräts 
dierten Perſonen (vgl. V. f. S. 8 5), ſowie nut dann zahlbar „ 
die mit der Verwaltung des Vermeſſungsdetails Kommandanten die Bildung einer 
auf den Vermeſſungsſchiffen im Auslande be⸗ eigenen Detailverwaltung hierfür 
auftragten Deckofftziere, mit einer beſonderen Perſon als 


Detaildeckoffizier angeordnet wird. 
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2. In W. B. Nr. 12 (Seite 331) find unter Ziffer 1 und 5 die Hinweiſe „vgl. Bemer⸗ 
kung zu Ziffer 12c Anlage 4 F. B. V.“ zu ſtreichen. 
Deckblätterausgabe bleibt vorbehalten. 


Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
Im Auftrage. 
CV. III. 1419316. Seeber, 


Nr. 59. 
Verlorenes Soldbuch. 
Berlin, den 6. Februar 1917. 


Das Soldbuch des Hauptmanns Tödten der 3. Kompagnie Landſturm⸗Infanterie⸗Erſatz-Ba⸗ 
taillons IV Hamburg ift verloren gegangen und für nichtig erklärt worden (§ 47, 3 Kriegs-Geld⸗ 
verpflegungsvorſchrift). 
Der Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
Im Auftrage. 
CI. 1825. Reuter. 


Nr. 60. 
Dienſtalterszulage der Beamtenſtellvertreter. 
Berlin, den 133. Februar 1917. 


Auf Grund der Ziffer XI der Allerhöchſten Ordre vom 18. Januar 1917 (Marineverordnungs⸗ 
blatt Seite 21 Nr. 26) beſtimme ich: 

Die Dienſtalterszulage der ſeit 1. Januar 1917 neuernannten Beamtenſtellvertreter 
aus dem Friedensſtande ruht für die Dauer des Bezugs der Beamtenſtellvertreterlöhnung. 

Von einem Ausgleich für die rückliegende Zeit iſt abzuſehen. 


Der Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts. 
CV. III. 2330. v. Capelle. 


Nr. 61. 


Diſziplinarſtrafgewalt gegenüber öſterreichiſch⸗ ungariſchen Heeres⸗ 
und Marineangehörigen. 


Kriegsminiſteri Verſ. 3⸗ Juſtiz⸗Depar. 2 1 ei = 
ee 154 b Juſtiz⸗Departement. Berlin, den 27. Januar 1917. 


Das k. u. k. Kriegsminiſterium hat durch Erlaß Abt. 5, Nr. 21.688, vom 19. Dezember 1916 
dem Bevollmächtigten des k. u. k. Kriegsminiſteriums beim Königlich Preußiſchen Kriegsminiſterium 
das Diſziplinarſtrafrecht eines Truppenkommandanten übertragen gegenüber allen Perſonen der 
k. u. k. bewaffneten Macht und der Gendarmerie — ausgenommen jene der k. u. k. Kriegs⸗ 
marine —, die im Deutſchen Reiche kommandiert ſind und die nicht unter Kommando eines 
Offiziers ſtehen, der ſelbſt über die ihm unterſtehenden öſterreichiſch⸗ungariſchen Militärperſonen 
ein Strafrecht ausübt. j 

über alle Perſonen der k. u. k. Kriegsmarine, die ſich im gleichen Verhältniſſe im 
Deutſchen Reiche befinden, übt der k. u. k. Marine⸗Attache in Berlin (Fregatten⸗Kapitän Graf 
Colloredo-Mannsfeld, öſterreichiſch-ungariſche Botſchaft) das Strafrecht eines Truppen⸗ 
kommandanten aus. g 

„Die öſterreichiſch⸗ungariſchen Armeeangehörigen, die in deutſchen Lazaretten und Kur- 
orten untergebracht ſind, ſowie Mannſchaften, die keinem Kommando angehören und ſich als 
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„ Einzelreiſende auf der Durchreiſe oder zum vorübergehenden Aufenthalt (Beurlaubte) im 
Dieutſchen Reiche befinden, unterſlehen in diſziplinarer Hinſicht den deutſchen Militärbefehlshabern 


die Erlaſſe vom 26. April 1915 (A. V. Bl. S. 186/187) und vom 29. Juli 1916 


dgl. 
(A. V. Bl. S. 300/301) — 


Dienſtlich im Deutſchen Reiche kommandierte Perſonen unterſtehen dem Bevollmächtigten 


ve 


Varine-Attache. 


des k. u. k. Kriegsminifteriums beim Königlich Preußiſchen e oder dem k. u. k. 
Die militäriſchen Dienſtſtellen, die von ſtraf 


aren Handlungen öſterreichiſch⸗ 


ungariſcher Heeres oder Marineangehöriger Kenntnis erhalten, haben die ſtrafbare Handlung zur 
2 usübung des Strafrechts unmittelbar dem Bevollmächtigten des k. u. k. Kriegsminiſteriums beim 
* Königlich Preußiſchen Kriegsminiſterium oder dem k. u. k. Marine-Attache bekanntzugeben. 
52 Die beiden vorgenannten Offiziere werden die Strafe nach den für die öſterreichiſch⸗unga⸗ 
riſche Wehrmacht geltenden Beſtimmungen verhängen und die betreffenden Dienftitellen um Voll. 
ſtreckung erſuchen. Von der Vollſtreckung iſt ihnen Mitteilung zu machen. 


Frhr. v. Langermann. 


Berlin, den 18. Februar 1917. 


Vorſtehende Bekanntmachung wird zur Kenntnis der Marine gebracht. 


2. Der Staatsſekretär des Neich-Marine-Amts. 
In Vertretung. 


A. Ib. 1690. 


Hebbinghaus. 


Perſonalveränderungen. 


a. Ernennungen, Beförderungen, 
Derfegungen ufw. 


Befördert: 
= (A. K. O. v. 30. 1. 1917.) 
Zum überzähligen Torpedo⸗Ober⸗ 
ingenieur: 
Torpedo⸗Ingenieur 
von Eſſen. 


Ernannt: 
(Allerh. Beſtallung v. 30. 1. 1917.) 

Stamm, ſtaatlich geprüfter Baumeiſter des Schiff⸗ 

baufaches, zum Marine⸗Schiffbaumeiſter. 
(Allerh. Beſtallungen v. 9. 2. 1917.) 

Schreiber, Marine⸗Intendanturrat, char. Wirklicher 
Admiralitätsrat, zum Wirklichen Ad⸗ 
miralitätsrat und vortragenden Rat im 
R. M. A. 

Woelfel, Marine⸗Kriegsgerichtsrat. zum Marines 
Oberkriegsgerichtsrat. 


Charahterverleihungen: 
(Allerh. Patente v. 9. 2. 1917.) 
Eickenrodt, Marine⸗Oberbaurat, Maſchinenbau⸗ 
Betriebsdirektor a. D., den Charakter 
als Geheimer Marine⸗Baurat. 
Schlueter, Marine⸗Bauinſpektor a. D., den 
Schulthes Marine⸗Maſchinenbau⸗ Charakter 


Arnold meiſter a. D., als Marine⸗ 
Berghoff, Marine⸗Schiffbaumeiſter e er⸗ 
a. D., halten. 


Ernannt: 


(Staatsſ. d. R. M. A. v. 25. 1. 1917.) 
Evers, Diplom-Ingenienr, zum Marine⸗Bauführer 
des Schiffbaufaches. 
(Staatsſ. d. R. M. A. v. 30. 1. 1917.) 

Lietz, Bureauangeſtellter, zum Werftbuchführer. 
(Staatsſ. d. R. M. A. v. 31. 1. 1917.) 
Szameitat, Werftſteuermann, zum Werftſchiffs⸗ 

führer. 
(Staatsſ. d. R. M. A. v. 1. 2. 1917.) 
Peilecke, Bureanangeſtellter, zum Werftbuchführer. 


Titelverleihungen: 


(Staatsſ. d. R. M. A. v. 26. 1. 1917.) 
Kun Irling, Hilbrunner h Marine » Garnifonwer- 
nze, Hoffert waltungs⸗Inſpektoren, 
den Titel „Marine⸗Garniſonverwal⸗ 
tungs⸗Oberinſpektor“, 
Krüger, Peters, Marine⸗Bekleidungsamts⸗Inſpek⸗ 
toren, den Titel „Marine⸗Bekleidungs⸗ 
amts⸗Oberinſpektor“ erhalten. 


Verſetzt: 


(Staatsſ. d. R. M. A. v. 26. 1. 1917.) 
Rehſe, Garniſonbauwart, mit Ablauf des Monats 
Januar 1917 von dem Kommando zum 
R. M. A. enthoben und zur Marine⸗ 
Intendantur Kiel verſetzt. 
(Staatsſ. d. R. M. A. v. 11. 2. 1917.) 
Dr. Braun, Marine⸗Gewerberat, mit dem 7. Fe⸗ 
brnar 1917 von Kiel nach Berlin. 
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b. Abſchiedsbewilligungen. 


(A. K. O. v. 4. 2. 1917.) 

In Genehmigung ſeines Abſchieds⸗ 
geſuchs mit der geſetzlichen penſion zur 
Dispofition geſtellt: 

Der Vizeadmiral 
Miſchte von der Marineſtation der Oſtſee. 

mit der geſetzlichen Penfion in den 
Ruheſtand verſetzt: 

(Staatsſ. d. R. M. A. v. 25. 1. 1917.) 
Reckling, Marine⸗Intendanturſekretär. 


(Staatsſ. d. R. M. A. v. 26. 1. 1917.) 
Kuvop, Marine⸗Werkführer. 


c. Ordensverleihungen. 
(A. K. O. v. 26. 1. 1917.) 
Den Roten Adlerorden 2. Klaſſe mit 
Eichenlaub: 
Weſtphal, Kontreadmiral z. D. 
(A. K. O. v. 27. 1. 1917. 
Die Schwerter zum Ritterkreuz des König⸗ 
lichen Haus⸗Ordens von Hohenzollern: 
v. Bülow (Friedrich), Kapitän zur See, Flügeladj. 
Sr. Majeſtät d. Kaiſers u. Königs. 
(A. K. O. v. 4. 2. 1917.) 
Die Schwerter zum Noten Adlerorden 2. Klaſſe 
mit Eichenlaub und den Stern mit Schwertern 
zum Roten Adlerorden 2. Klaſſe mit Eichen⸗ 
laub und Schwertern: 
Miſchte, Vizeadmiral z. D. 


Nachruf. 
Am 9. Februar 1917 verſchied zu Berlin im hohen Alter von 88 Jahren 


Seine Exzellenz der Vizeadmiral a. D., Ritter hoher Orden 


Herr Otto Civonius 


zuletzt Departements-Direktor in der früheren Admiralität. 

Die Kaiferliche Marine verliert in dem Heimgegangenen ihren älteften 
Seeoffizier, der bis zuletzt der Entwickelung der Kriegsflotte und ihrer Mitwirkung 
im jetzigen Kriege mit größtem Intereſſe gefolgt iſt. 

Seine vornehme Geſinnung und hervorragenden Charaktereigenſchaften 
ſichern dem Derftorbenen ein treues Gedenken. 

Berlin, den 9. Februar 1917. 


Der Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts. 
v. Capelle. 


Benachrichtigungen 


über 


Verſchiedenes. 


Dominika und Panama. 
Der Präſident der Dominikaniſchen Republik, Herr Francisco Henriquez y Carvajal, 


und der Präſident der Republik Panama, Herr Don 


Ramöôn M. Valdés, find von Seiner 


Majeſtät dem Kaiſer und König als im Beſitz der Regierungsgewalt befindlich anerkannt worden. 


— 


Todesfälle. 
Prof. Dr. Großmann, Abteilungsvorſtand bei der Deutſchen Seewarte, am 5 Februar 1917 in 


Hamburg geſtorben 


